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Der Bundesrat hat in seiner 851. Sitzung am 28. November 2008 gemäß §§ 3 und 5 
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen: 

1. Der Bundesrat begrüßt das Ziel des Richtlinienvorschlags, die auf der Grund-
lage der Baseler Eigenkapitalvereinbarung (Basel II) im Jahr 2006 erlassenen 
Richtlinien über die Aufnahme und die Ausübung der Tätigkeit der Kredit-
institute (Bankenrichtlinie) und über die angemessene Eigenkapitalausstattung 
von Wertpapierfirmen und Kreditinstituten (Kapitaladäquanzrichtlinie) zu ver-
bessern.  

2. Des Weiteren begrüßt der Bundesrat den erweiterten Aufsichtsrahmen für das 
Krisenmanagement und die verstärkte Kooperation der Aufsichtsbehörden der 
EU-Mitgliedstaaten (Colleges), um die Effizienz und Wirksamkeit der Beauf-
sichtigung zu erhöhen. Aus Wettbewerbsgründen ist es jedoch erforderlich, dass 
gleiche Aufsichtsmaßstäbe gelten. 

3. Zu Recht weist die Kommission darauf hin, dass von den Instituten verlangt 
werden muss, die Liquiditätsrisikotoleranz auf einen angemessenen Wert fest-
zulegen. 
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4. Der Bundesrat unterstützt die Position der Kommission, für Investmentanteile 
(Organismen für gemeinsame Anlagen - OGA) die Eigenkapitalanforderungen 
für risikoärmere Vermögenswerte des Investmentsondervermögens deutlich ab-
zusenken, jedoch die Eigenkapitalunterlegung hoch anzusetzen, wenn die Ver-
mögenswerte entweder risikoreich sind oder das Risiko unbekannt ist. 

5. Der Bundesrat teilt angesichts der Finanzmarktkrise die Einschätzung der 
Kommission, dass Änderungen im Interbankengeschäft und bei Kreditverbrie-
fungen erforderlich sind. Ein erhöhter Schutz der Kreditinstitute in ihrer 
Gläubigerfunktion trägt dazu bei, die Finanzmarktstabilität zu festigen. 

6. Zu den neuen Großkreditregeln nimmt der Bundesrat eine differenzierte Hal-
tung ein. Die Regulierungen dürfen nicht dazu führen, die Finanzmarktkrise und 
die noch andauernden Liquiditätsschwierigkeiten zu verschärfen. 

7. Bankaufsichtlich hält der Bundesrat es im Grundsatz für richtig, künftig die 
Privilegierung von Interbankengeschäften einzuschränken (die 25-Prozent-
Großkreditgrenze gibt es im Nichtbankenkreditgeschäft seit längerem). Die 
Veränderung im Interbankengeschäft muss jedoch schrittweise erfolgen. 
Zeitlich abgestuft sollte für das erste Jahr nach Inkrafttreten der nationalen 
Umsetzungsgesetze eine Obergrenze von 35 Prozent der Eigenmittel und im 
Jahr darauf von 30 Prozent und ein weiteres Jahr später von 25 Prozent gelten. 
Eine solche zeitliche und qualitativ abgestufte Vorgehensweise dürfte dazu 
beitragen, den Liquiditätskreislauf zu fördern.  

8. Der Bundesrat hält es für erforderlich, dass zu der in Artikel 1 Nr. 24 vorge-
sehenen Streichung von Artikel 116 der Bankenrichtlinie eine Übergangs-
regelung aufgenommen wird. Diese muss für alle vor der Änderung der 
Rechtslage begebenen Interbankenausleihungen bis zu deren Endfälligkeit 
einen Bestandsschutz ermöglichen, d. h. in diesen Fällen müssen die derzeit 
geltenden Großkreditbestimmungen weitergelten. 

 



 - 3 - Drucksache 745/08 (Beschluss)
 

 
Eine derartige Übergangsregelung ist erforderlich, weil die sonst zwingende 
volle Anrechnung von Interbankenforderungen bei einigen Instituten zu er-
heblichen Überschreitungen der Großkreditobergrenzen führen würde, die dann 
vollständig mit haftendem Eigenkapital unterlegt werden müssten. Dies hätte 
zur Folge, dass auch der Spielraum für neue Kreditgeschäfte mit der 
gewerblichen Wirtschaft eingeschränkt würde. Um diese Folgen aus der vorge-
sehenen Verschärfung der Großkreditregelungen zu vermeiden bzw. abzu-
mildern, wäre eine Restrukturierung des Kredit- und Anlagenportfolios er-
forderlich. Diese Restrukturierung ist in der kurzen Frist bis zur vorgesehenen 
Rechtswirksamkeit dieser Änderungen zum 31. März 2010 für Kreditinstitute 
mit hohem Bestand von langfristigen Krediten bzw. Anlagen nicht ohne 
drastische Maßnahmen möglich. Neben einer massiven Einschränkung der 
Kreditvergabe wäre eine Veräußerung von Anlagetiteln notwendig, die auf 
Grund der derzeitigen Finanzmarktsituation zur Realisierung von erheblichen 
Verlusten führen würde. 

9. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die Definition von Kreditnehmer-
einheiten gemäß der wirtschaftlichen Abhängigkeit ein bewährtes bankaufsicht-
liches Instrument darstellt, um Risiken transparent zu machen. 

10. Der Bundesrat fordert dazu auf, die neue Definition der Kreditnehmereinheit 
eng an den risikorelevanten Abhängigkeiten auszurichten. Bislang ist der 
Begriff der "verbundenen Kunden" ausschließlich auf die Vermögensseite der 
betreffenden Kunden konzentriert, um festzustellen, ob ein Kreditnehmer auf 
Grund finanzieller Schwierigkeiten eines Anderen Rückzahlungsprobleme 
haben könnte. Die Finanzmarktkrise hat gezeigt, dass Unternehmen finanziell  
voneinander abhängig sein und ein signifikantes Risiko darstellen können, wenn 
sie von ein und derselben Gesellschaft finanziert werden. Der Bundesrat macht 
darauf aufmerksam, dass die Umstellung der Global-Limit-Systeme, in denen 
die Kreditnehmereinheiten erfasst sind, für die Kreditwirtschaft eine sehr an-
spruchsvolle organisatorische und EDV-technische Aufgabe sein wird, die die 
Kosten deutlich erhöhen wird. Es bedarf daher angemessener Übergangsfristen.  
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11. Der Bundesrat weist darauf hin, dass bei bestimmten Modellen des Kredit-
risikotransfers auf Nichtbanken ein Selbstbehalt von 5 Prozent des Gesamt-
risikos bei Originatoren (Verkäufer der Forderungen) und Sponsoren (Verwalter 
von Zweckgesellschaften) nicht ausreichend sein dürfte. Wie sich in der Finanz-
marktkrise gezeigt hat, sind die Informationen über die Risiken asymmetrisch 
verteilt und waren in weiten Teilen für die Marktteilnehmer nicht transparent. In 
Übereinstimmung mit der Position der Bundesregierung, der derzeitigen Hal-
tung im Europäischen Parlament und den ursprünglichen Überlegungen der 
Kommission sollte daher ein quantitativ angemessener höherer Prozentsatz für 
den Selbstbehalt des Risikos gelten, der einerseits hoch genug ist, um einen 
Anreiz für risikobewusstes Handeln zu geben, andererseits Handlungsspielraum 
für die Kreditvergabe belässt. Als Anreiz sind auch abgestufte Selbstbehalt-
prozentsätze denkbar, wenn nachweislich durch ein qualitätsvolles, von den 
Aufsichtsbehörden anerkanntes Risikomanagement eines Kreditinstituts sicher-
stellt ist, dass die institutsspezifischen und die systemischen Risiken deutlich 
vermindert sind. 

 


